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Versammlung der
Haller Landfrauen

Halle (WB). Zur Jahreshaupt-
versammlung laden die Haller
Landfrauen am Donnerstag, 4.
Februar, um 14 Uhr in die Gast-
stätte »Pappelkrug« ein. Auf der
Tagesordnung stehen unter ande-
rem auch Wahlen zum Vorstand.
Außerdem wird Antje Walters zu
dem Thema sprechen: »Stutenbis-
sigkeit und Busenfreundin«.

Ertrinkende in Schuldenflut
Kommunen fordern finanzielle Entlastung vom Bund
Von Michael D e l k e r

K r e i s  G ü t e r s l o h  (WB).
Ein Haushaltsloch in Höhe von
26 Millionen Euro plagt die Stadt
Gütersloh in diesem Jahr. In
anderen Kommunen sieht es
nicht besser aus. Allein im
Regierungsbezirk Detmold rut-
schen in diesem Jahr 22 Städte
und Gemeinden in die Haus-
haltssicherung.

Um die desolate Finanzsituation
in den Kommunen zu erörtern,
hatte Bürgermeisterin Maria Un-
ger in ihrer Funktion als Vorsit-
zende die Arbeitsgemeinschaft für
den Regierungsbezirk Detmold des
Städte- und Gemeindebundes
NRW in die Stadthalle Gütersloh
eingeladen. Beim Zusammentref-
fen von 200 Bürgermeistern und
Ratsvertretern aus OWL wurde
eines schnell klar: Den Kommunen
steht das Wasser bis zum Hals.

»Der Bund muss helfen, und das
möglichst schnell«, sagte Dr.
Bernd Jürgen Schneider, der
Hauptgeschäftsführer des Städte-
und Gemeindebundes NRW. Es
sind die Sozialausgaben, die den
Kommunen kaum Luft zum Atmen
lassen. Allein die Kosten für die
Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen, die Kosten der Unter-
kunft bei der Grundsicherung für
Arbeitsuchende, die Grundsiche-
rung im Alter und die Hilfe zur
Pflege belasten die kommunalen
Haushalte in Nordrhein-Westfalen
jährlich mit mehr als 8,5 Milliar-
den Euro. »Das sind Aufgaben, die
nicht mehr allein in das System
gemeindlicher Fürsorge passen,
sondern die als gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben gesehen
werden müssen«, sagte Maria Un-
ger. Noch hielten sich einige weni-
ge über Wasser. »Wenn aber nicht
bald etwas Entscheidendes pas-
siert, wird die kommunale Familie
in der Schuldenflut ertrinken.«
Unger und der Städte- und Ge-
meindebund nehmen Berlin und

Düsseldorf in die Pflicht. »Ob
Grundsicherung, Pflegeversiche-
rung, Altersarmut, Kinderbetreu-
ung oder anderes – überall das
gleiche Lied. Die einen verspre-
chen, wir können es nicht halten
und sollen es direkt oder indirekt
mitfinanzieren. Bund und Land
müssen ihre Verpflichtungen er-
füllen«, erklärte Maria Unger. Zu-
dem sei eine Reform des Finanz-
ausgleichs oder der kommunalen
Umlagesysteme dringend nötig.

Entsprechenden Druck will der
Städte- und Gemeindebund in
Berlin ausüben. »Ich habe den
Eindruck, dass Finanzminister
Wolfgang Schäuble und CDU-
Fraktionschef Volker Kauder er-
kannt haben, dass wir ein Problem
haben«, sagte Dr. Bernd Jürgen
Schneider und verwies auf eine
Einladung zu einem kommunalen
Gipfeltreffen. Gleichzeitig machte
er den Bürgermeistern und Rats-
vertretern Hoffnung: »Wir werden
den Weg aus der Krise finden. Der
Aufschwung wird auch kommen,
allerdings gedämpft.«

Kämpfen für eine bessere finanzielle Ausstattung der
Kommunen: Dr. Bernd Jürgen Schneider (von links),
Maria Unger, Christian Haase (stellv. Vorsitzender der

Arbeitsgemeinschaft), Regierungspräsidentin Marianne
Thomann-Stahl und Roland Thomas (Städte- und
Gemeindebund NRW). Foto: Michael Delker

Kripo klärt Raubüberfall auf
Mutmaßliche Täter aus Halle und Werther

Bielefeld-Quelle/Altkreis Halle
(WB). Die Kriminalpolizei hat ei-
nen Raubüberfall auf einen
61-jährigen Mann in Quelle aufge-
klärt. Nach Abschluss der Ermitt-
lungen geht die Polizei davon aus,
dass drei 18-Jährige die Tat am
5. Januar begangen haben – zwei
von ihnen stammen aus Halle,
einer aus Werther. Die Männer
seien bereits wegen Körperverlet-
zungen auffällig geworden, teilte
die Polizei am Donnerstag mit. 

Während der Vernehmung

räumte einer der Männer ein, man
habe das Opfer, das zufällig aus-
gesucht worden sei, ausrauben
wollen. Der 61-jährige Fußgänger
war auf der Carl-Severing-Straße
unterwegs. Die Männer sollen ihn
mit Tritten und Schlägen atta-
ckiert haben. Der am Boden Lie-
gende wehrte sich mit Fußtritten.
Die Männer ließen daraufhin von
ihrem Opfer ab und flüchteten
ohne Beute. Der 61-Jährige wurde
mit Gesichtsverletzungen ins
Krankenhaus gebracht.
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5,8 Prozent
Arbeitslose
Zuschüsse gestrichen
Von Stephan R e c h l i n

K r e i s  G ü t e r s l o h  (WB).
Der Schnee, das Ende des
Weihnachtsgeschäftes, der
Quartalskündigungstermin Ende
Dezember, das Ende von Ausbil-
dungen – die Arbeitsagentur
nennt viele Gründe, warum die
Arbeitslosenquote im Kreis Gü-
tersloh im Januar auf 5,8 Prozent
gestiegen ist.

Im Januar 2009 lag die Quote
noch bei fünf Prozent. Damals
waren noch 1550 Menschen (16,8
Prozent) mehr in Arbeit als heute.
Dennoch sieht Agenturchef Tho-
mas Richter keine Anzeichen für
den Beginn der von Wirtschafts-
forschungsinstituten angedrohten
Arbeitsmarktkrise: »Der Arbeits-
markt ist auch in diesem Monat
nicht eingebrochen. Im Januar
steigt die Arbeitslosigkeit aus sai-
sonalen Gründen regelmäßig am
stärksten. Allerdings sehen wir
diesmal einen Krisenzuschlag.«

Besonders stark erwischte es
Steinhagen, das mit 35,2 Prozent
den höchsten Zuwachs im Jahres-
vergleich verzeichnet (Grafik). Um
mehr als 20 Prozent legte die
Arbeitslosigkeit in Halle und Gü-
tersloh zu. In Werther, Rietberg
und Harsewinkel blieb der Anstieg
unter der Zehn-Prozent-Marke.
Mit weniger Geld werden die
Arbeitslosenberatungen Pro Ar-
beit (Rheda-Wiedenbrück) und
GAB (Halle und Harsewinkel) aus-
kommen müssen. Der Kreis
streicht den Zuschuss von 60 000
auf 40 000 (2010), 20 000 (2011)
und null Euro (2012) zusammen.

Biogas für die
ganze Stadt?
TWO verhandeln mit den Bremern
Von Stefan K ü p p e r s

H a l l e  (WB). Die im Bau
befindliche Biogasanlage an der
Industriestraße in Halle bringt
ein spezielles Problem mit sich.
Die Frage ist: Kann das Gasnetz
der TWO das demnächst in
Halle produzierte Biogas auch
im technischen Sinne vertragen?

Wie der Geschäftsführer der
Technischen Werke Osning, Detlef
Wemhöner, dem WESTFALEN-
BLATT auf Anfrage erklärte, lau-
fen Verhandlungen zwischen dem
Haller Energieversorger und den
Stadtwerken Bremen (SWB), die
die Biogasanlage neben dem
Steinbruch Foerth betreiben wer-
den. Es geht um die Frage, ob die
TWO das Biogas für ihre Kunden
künftig selber nutzen soll, oder ob
das Produkt der SWB in das
vorgelagerte Netz eingespeist
wird, wo es dann von großen
Versorgern wie RWE oder EON
übernommen würde. Die Lösun-
gen wären unterschiedlich teuer.
Auch darüber wird verhandelt.

Nach Auskunft von Wemhöner
sind mit den technischen Fragen
die Ingenieure befasst. Auch wenn
Gaswerte genormt sind, muss of-
fenbar auf die technische Verträg-
lichkeit geachtet werden. Würde

die TWO den SWB das Biogas für
eigene Zwecke abnehmen, wäre
die Produktion zumindest in den
Sommermonaten so groß, dass sie
den Bedarf der TWO über-steigt.
Der Haller Verbraucher würde
dann ganz normal weiter für Erd-
gas bezahlen, doch physikalisch
bekäme er Biogas geliefert.

Der Biogasertrag der Großanla-
ge liegt bei 6,1 Millionen Kubik-
meter jährlich. Nach der Aufberei-
tung (Entfernung von Kohlendi-
oxid, Wasser und Schwefel) sollen
etwa drei Millionen Kubikmeter
Biomethan ins Erdgasnetz einge-
speist werden.

Als die Anlage vor einigen Jah-
ren vom Projektierungsbüro MIC
erstmals der Öffentlichkeit vorge-
stellt wurde, hieß es, dass das
Süßwarenunternehmen Storck ein
möglicher Abnehmer von Wärme
sei. Daraus wurde aber nichts. Wie
sich nun die Gespräche zwischen
TWO und SWB entwickeln, ver-
mochte Wemhöner noch nicht zu
sagen. Das alles sei eine echte
Herausforderung, sagt er.

Der Verzicht auf die Verstrom-
ung zugunsten der Einspeisung ins
Gasnetz bedingt auch Verände-
rung der Immissionsprognose für
Lärm und Gerüche. Wegen der
wesentlichen Änderung der Anla-
ge formulierte der Umweltaus-
schuss einige technische Forde-
rungen an den Betreiber, die ein-
stimmig verabschiedet wurden.

Trainieren für den Arbeitsmarkt
Die GAB bietet Schulungen für Flüchtlinge und Bleibeberechtigte an

Altkreis Halle (WB). Die Suche
nach dem passenden Job in
Deutschland ist für Flüchtlinge
aus fernen Ländern keine leichte
Aufgabe. Ohne das kleine Einmal-
eins des deutschen Arbeitsmarktes
sind hier Fehler oft programmiert.
Das Projekt »Bleib im Kreis Gü-
tersloh« begleitet Flüchtlinge und
Bleibeberechtigte auf dem Weg in
eine feste Anstellung.

Zu den Basisangeboten gehört
eine mehrtägige Schulung rund
um den Arbeitsmarkt in Deutsch-

land. Inge Egert von der Gesell-
schaft für Arbeit und Berufsförde-
rung (GAB) aus Halle erarbeitete
jetzt mit Betroffenen alles Wis-
senswerte: Die Themen reichten
vom Training für Vorstellungsge-
spräche über den Aufbau und die
Vervollständigung von Bewer-
bungsunterlagen bis hin zur Job-
suche per Zeitung, Internet oder
Eigeninitiative. Abschließend ver-
mittelte die Diplom-Sozialpäda-
gogin die wesentlichen Infos zum
Arbeitsvertrag, Arbeitsrecht, Ta-

rifvertrag und Kündigungsschutz.
Inge Egert: »Erklärungen zum So-
zialversicherungssystem in
Deutschland oder Hinweise zu
Versicherungsfallen, sind für diese
Menschen oft bares Geld wert.
Immer wieder werden Flüchtlin-
gen zum Beispiel Hausratversiche-
rungen verkauft. Das ist Abzocke,
denn kaum jemand der aus seiner
Heimat flüchtet, verfügt über ent-
sprechende Werte.«

Seit Sommer 2007 ist das deut-
sche Aufenthaltsgesetz dahinge-
hend geändert, dass Flüchtlinge
und langjährig Geduldete, die frü-
her nicht arbeiten durften, jetzt
eine realistische Chance zur Integ-
ration in den Arbeitsmarkt erhal-
ten. Zudem haben die Innenminis-
ter im Dezember 2009 die Verlän-
gerung des Bleiberechts auf weite-
re zwei Jahre beschlossen, mit dem
viele Menschen bei gesichertem
Einkommen eine Ausweisung ver-
hindern können. 

Interessierte Flüchtlinge und
Bleibeberechtigte können sich für
die nächsten Kurse bei Isabella
Gianfreda von der Diakonie im
Kirchenkreis Halle, � 0 52 01 /
1 84 86 melden. Als nächster
Schritt in eine feste Anstellung
steht nun für einige der Teilneh-
mer ein Praktikum an. Arbeitge-
ber, die Praktikumsplätze zu ver-
geben haben, sollen sich bei Inge
Egert melden, � 0 52 01 / 81 66 62.

Informationen rund um den deutschen Arbeitsmarkt liefert das Projekt
»Bleib im Kreis Gütersloh«: (von links) Said Naematollah Musawi, Inge
Egert, Kujtim Tujtaj, Sedat Haljiti, Shwan Ahmat und Najman Mahmoud.

Steuen auf
Prüfstand
Gemeindefinanzen

Kreis Gütersloh (WB). Die Bun-
desregierung wird voraussichtlich
im Februar eine Kommission zur
Neuordnung der Gemeindefinan-
zierung einsetzen. »Ich begrüße
diesen Schritt«, erklärte jetzt der
heimische CDU-Bundestagsabge-
ordnete Ralph Brinkhaus. Nach
seiner Meinung brauchen die
Kommunen eine Verstetigung der
Gemeindefinanzen, damit sie bes-
ser planen können. »Derzeit sind
die Einnahmen der Kommunen
durch die starke Abhängigkeit von
der Gewerbesteuer – und damit
der konjunkturellen Entwicklung
– großen Schwankungen ausge-
setzt«, sagt Brinkhaus, der Mit-
glied im Finanzausschuss des Bun-
destages ist. Im Gespräch seien
unter anderem der vollständige
oder teilweise Ersatz der Gewer-
besteuer durch einen höheren An-
teil an der Umsatzsteuer und einen
kommunalen Zuschlag auf die
Einkommen- und Körperschafts-
teuer mit eigenem Hebesatz.

Brinkhaus sieht aber auch die
Risiken, die eine Reform gerade
für die Kommunen im Kreis Gü-
tersloh birgt. »Das jetzige System
hat Schwächen, bietet aber für
gewerbesteuerstarke Städte und
Gemeinden in konjunkturell guten
Zeiten auch viele Vorteile. Das
trifft auf die meisten Kommunen
im Kreis glücklicherweise zu.« Es
sei deshalb wichtig, dass steuer-
starke Kommunen am Ende nicht
schlechter dastehen als vorher.

Neue Vizevorsitzende im LWL 
Kreis Gütersloh(WB). Die SPD-Kreistagsfraktionsvorsitzende Ulla

Ecks, ist zur stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe (LWL) gewählt worden. Die SPD-Fraktion
beim LWL besteht aus insgesamt 33 Mitgliedern und hat sich für die
neue Wahlperiode eine enge Zusammenarbeit mit der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen sowie der FDP-Fraktion vorgenommen. Der LWL
betreibt unter anderem Förderschulen, Krankenhäuser und Museen. 
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